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Klägerin und Revisionsbeklagte‚

Prozeßbevollmächtigter: o „ ° „ o „ o „ „ ° 8 „

g e g e n

‘x ter und „evisionskläoero

Der 8» Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung in Berlin am 27„ Sep—
tember 1968 durch

Senatspräéident S t e n g e l
— Vorsitzender —‚

Bundesrichter P e t e r s e n,

Bundesrichter Bros c h w«a nik h'a r t„
Bundessozialrichter L a u e r ' ‚und

Bundessozialrichter P f e i 1

I

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des
Landessozialgerichts Berlin vom 140 Juli 1966

wird zurückgewiesen(: ‘
_

— ' .

‘Der Beklagte hat die außergerichtlichen Kosten
des Revisionsverfahrens der Klägerin zu erstatteno

‚ ' 1 \
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Die Klägerin, welche Kriegerwitwe nach ihrem mit Wirkung

vom 510 Dezember 1945 für tot erklärten Ehemann ist, hat

sich am l2„ Mai 1960 wieder verheiratet und am l„ Oktober

1962 Heiratsabfindung beantragt° Die Verwaltung lehnte den

Antrag ab, weil er nicht innerhalb der Jahresfrist des zur

Zeit der Wiederverheiratung geltenden @ 44 Abs„ 1 des Bun—
desversorgungsgestzes (BVG) idF des am 1" Mai 1957 in Kraft
getretenen Sechsten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des

BVG vom 10 Juli 1957 (BGBl I 661) gestellt worden war (Be-

scheid vom 25° Januar 1963)° Der Widerspruch der Klägerin

hatte keinen Erfolg (Widerspruchsbescheid v0m 263 Juli 1963)°

Auf ihre Klage hob das Sozialgericht (SG) mit Urteil vom
29„ Januar 1965 die Verwaltungsbescheide auf und verurteilte

den Beklagten, Heiratsabfindung nach Maßgabe des © 44 Abso l

BVG idF des Gesetzes vom 10 Juli 1957 zu gewähreno Das Lan—

dessozialgericht (LSG) wies mit Urteil vom
l4o Juli 1966

die zugelassene Berufung des Beklagten als unbegründet zu-
rück und ließ die Revision zu0

Es führte aus: Der Antrag

auf Heiratsabfindung sei materielle Anspruchsvoraussetzungo

Der am 10 Januar 1962 gestellte Antrag sei rechtzeitig,

weil durch das Erste Neuordnungsgesetz (lDNOG) mit üirkung

vom 10 Juni 1960 die bisherige Einjahresfrist für die Hei—

ratsabfindung durch eine Dreijahresfrist ersetzt werden sei„

Die Jahresfrist seit der Wiederverheiratung (120 Mai 1960)

sei im Zeitpunkt des Inkrafttretens des 10 NOG (10 Juni 1960)

noch nicht abgelaufen geweseno Dieses habe mit der geänder—

ten Vorschrift des @ 44 Abs° 1 Satz 2, 2° Halbe BVG, daß die

Heiratsabfindung binnen drei Jahren nach der hiederverhei—

ratung zu beantragen sei, auf Tatbestände vor seinem In—

krafttreten zurückgegriffen, und zwar auf Tatbestände‚ die

bis zu drei Jahren vor Inkrafttreten des 10 NOG lägen (ähn—

lich BSG l, 191)°
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Mit der zugelassenen Revision rügt der Beklagte, das

LSG habe @ 44 Abs„ 1 BVG fehlerhaft angewandto Die

richtige Beurteilung eines Sachverhalts richte sich

im allgemeinen nach dem Rechtssatzy der zur Zeit der

Verwirklichung des zu beurteilenden Sachverhalts gelte

(BSG 21, 72)() Das wesentliche Tatbestandsmerkmal der

Wiederverheiratung müßte daher im zeitlichen Geltungs—

bereich des BVG und seiner Änderungsgesetze realisiert

worden seine Das bedeute, daß die Voraussetzung des

Abfindungsanspruchs abhängig sei von der im Zeitpunkt

der Wiederverheiratung geltenden Fassung des Gesetzes9

das an diesen Zeitpunkt anknüpfeo Die Verlängerung der

Antragsfrist auf Grund des 10 NUG habe keine rückwirken—

de Kraft (BGHZ 10, 398; Rundschreiben des BMA in BVB1 1960,

8 Nr. 30 zu 5 44 BVG und vom 270 Februar 1964 in BVB1 1964,

7 Nr° 10 zu 5 44 BVG; Wilke in KGV 1961, 277)o\)
JK

O

Der Beklagte beantragt,

unter Änderung der Urteile des LSG und SG
die Klage abzuweiseno

Die klägerin beantragt,

die Revision des Beklagten gegen das Urteil

des LSG Berlin vom 140 Juli 1966 als unbe—

gründet zurückzuweiseno

Wenn das BSG in BSG 1, 191 den @44 Satz 2 BVG idF
des Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des

BVG (in Kraft seit 10 August 1955) auf alle Fälle ange—
wendet habe, in denen die Wiederverheiratung nicht

länger als ein Jahr (ll° August 1952) zurückliege9

so müsse im vorliegenden Fall für die Dreijahresfrist

Entsprechendes gelteno
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Die Revision des Beklagten ist durch Zulassung statthaft

(@ 162 Abs° l Nr° 1 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)„

Sie ist auch form— und fristgerecht eingelegt sowie begründet

worden und daher zulässig (@ 164 SGG)° Sie ist jedoch nicht

begründet° ‘ %

Streitig ist, ob die Klägerin, welche als Kriegerwitwe

am 120 Mai 1960 wieder geheiratet hat, noch innerhalb drei

Jahren wirksam Heiratsabfindung beantragen konnte(}

Nach @44 Abs° 1 Satz 2, 20 Halbe° BVG in der Geltung des
10 NOG — diese Vorschrift ist am lo Juni 1960 und damit nach

der Wiederverheiratung der Klägerin in Kraft getreten —,
muß die Heiratsabfindung binnen drei Jahren nach der Wieder—

verheiratung beantragt werden° Es ist streitig, ob diese

Vorschrift idF des l° NOG schon auf den vorliegenden Sach—

verhalt angewandt werden darf° Gesetzesänderungen ergreifen

das Rechtsverhältnis grundsätzlich nur für die Zeit nach

Inkrafttreten der Gesetzesänderung; insbesondere haben Ver—

waltungsrechtssätze grundsätzlich keine rückwirkende kraft

(Forsthoff, Verwaltungsrecht, 9„ Aufl„, 1966 s„ 145)„ Danach
müssen die Voraussetzungen, die ein Gesetz für die intste— "

hung eines Rechtsanspruchs aufstellt, während der zeitlichen

Geltungsdauer des Gesetzes verwirklicht seino Von einer

Rückwirkung auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts darf nur
gesprochen werden, wenn die vor Inkrafttreten der.Gesetzes—

änderung liegenden verwaltungsrechtlichen Tatbestände zeit—

lich abgeschlossen sindo Dies gilt nicht bei Dauerrechts—

verhältnisseno Diese sind nicht abgeschlossen9 sondern

_stehen fortdauernd in Geltung9 so daß das neue Recht den
Inhalt eines Dauerrechtsverhältnisses ändert (so Forsthoff

aaO SD 145/146; Evers in "Rechtsschutz im Sozialrecht" 19659

Verlag Heymann S° 81)° Besonders zu behandeln sind Fristen9

welche bei Inkrafttreten der Neuregelung noch nicht abgelau—

fen sind; sie werden verlängert (so Evers aaO und BSG 21,81)°

_ 5 _
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Der in der angefürhten Entscheidung (BSG 21, 81) er—
faßte Fall betraf die Verlängerung einer Ausschlußfrist

nach 5 43 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG)ol

Der 90 Senat des BSG ist in diesem Urteil davon ausge—

gangen, daß die Änderung des @ 43 VeerG durch das

10 NOG nur als Verlängerung der Fristen angesehen wer-

den kann, die am Tage des Inkrafttretens dieser Vor—

schrift — das war der 20 Juli 1960 - noch nicht abge—

laufen waren, In dem damals zu entscheidenden Rechts—

streit war die Frist jedoch abgelaufeno‘Die Auslegung

des 90 Senats hinsichtlich der Verlängerung einer noch

nicht abgelaufenen Frist gilt für jede materiell—recht-

liche Frist° Das bestehende Rechtsverhältnis wird dadurch

in seinem Inhalt verändert() Der 90 Senat hat diese Auf—

fassung bereits in BSG 1, 191 vertreten„ Er hat dort aus—

gesprochen, daß das der damaligen Klägerin günstige Zweite

Anderungsgesetz zu @ 44 BVG am 11° August 1953 in Kraft

getreten sei, daß aber die mit der Novelle neu eingeführte

und der Klägerin günstige Jahresfrist für die Antragstel—

lung noch für eine zweite Ehe gelte, die am 110 August

1952 eingegangen worden sei, weil damit der Ablauf der

neu eingeführten Jahresfrist noch gerade die ein Jahr

früher abgeschlossene zweite Ehe erfasse° Dieser Ausspruch

wird allerdings von der Entscheidung nicht getragen, weil

der 90 Senat aus anderen Gründen die Heiratsabfindung nicht

zusprechen konnte; Die Entscheidung des 10, Senats in BSG
21, 72 läßt dahingestellt, ob als maßgeblicher Zeitpunkt

für die Anwendung des jeweils geltenden Gesetzes der Zeit»

punkt aller Voraussetzungen — einschließlich des Antrages —
oder der Zeitpunkt der Erfüllung der anderen Voraussetzungen

unbeschadet des Antrages isto Der Antrag auf Heiratsabfin—

dung hat — wie jeder Antrag im Vérsorgungsrecht
— nicht nur

die Bedeutung, daß die Verwaltungsbehörde das Verwaltungs—

verfahren in Gang bringen soll, sondern ist auch materiell—

rechtliche Anspruchsv0rau3setzung° Ohne Antrag besteht kein

Anspruch auf Heiratsabfindung° hs genügt also nicht die Ver—

wirklichung der übrigen gesetzlichen Tatbestandsmerkmale
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atung), vielmehr muß zu die—(Tod des Ehemannes, Wiederverhei

sen
Tatbestandsmerkmalen der Antrag der wiederverheirateten

Witwe auf Heiratsabfindung als weiteres rechtsbegründendes

Merkmal zur Erfüllung des gesetzlichen Tatbestandes hinzu—

kommen (ständige RechtsPrechung des BSG, angeführt bei Wilke9

BVG 50 Aufl„ 5 l Anm° VII S° 60)° Hinsichtlich der zu beach—

tenden Frist kommt es jedoch bei einer Gesetzesänderung da—

rauf an, ob die bisher zu beachtende, durch die Neuregelung

verlängerte Frist, im Zeitpunkt der Neuregelung9 hier des

Inkrafttretens des lo NOG (lo Juni 1960)9 bereits abgelaufen

war° Dies war nicht der Fall; die Jahresfrist lief noch° In—

folge Verlängerung dieser Antragsfrist auf drei Jahre durch

das lo NOG mit Wirkung vom 10 Juni 1960 konnte die Klägerin

daher den Antrag, wie das LSG zutreffend entschieden hat,

noch rechtzeitig am lo Oktober 1962 stellen, weil die Frist

von drei Jahren erst am l2° Mai 1963 abgelaufen wäre; denn

auch der Tag der zweiten Eheschließung als Fristbeginn wird

gemäß @ 187 des Bürgerlichen Gesetzbuches bei der Berechnung

der Frist nicht mitgerechnet°

Bei dieser_8ach— und Rechtslage ist'die vom Beklagten enges:
fochtene Entscheidung des LSG frei von Rechtsirrtum; die
Revision des Beklagten war daher als unbegründet zurückzuwei—

sem

Die Kostenentscheidunv beruht auf 5 193 Abs„ 1 SGG°
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